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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


. Nr. 22. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Ausübung des dem Staate zuſtehenden Stimmrechts bei dem Antrage auf Aus- 
dehnung des Unternehmens der Weſtholſteiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft auf den Bau und Betrieb einer 
Eiſenbahn von Weſſelburen nach Büſum, S. 119. — Geſetz, betreffend das Staatsſchuldbuch, 
S. 120. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs- 
Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden de., S. 126. 


(Fr. 8945.) Geſetz, betreffend die Ausübung des dem Staate zuſtehenden Stimmrechts bei 
dem Antrage auf Ausdehnung des Unternehmens der Weſtholſteiniſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft auf den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Weſſel⸗ 
buren nach Büſum. Vom 19. Juli 1883. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen e 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


Einziger Paragraph. 

Die Staatsregierung wird in Gemäßheit des Geſetzes vom 23. Juni 1875 
(Geſetz-Samml. für 1875 S. 513) ermächtigt, in der Generalverſammlung der 
Aktionäre der Weſtholſteiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft das dem Staate in Folge 
feines betreffenden Aktienbeſitzes zuſtehende Stimmrecht für den Antrag auf Aus⸗ 
dehnung des Geſellſchaftsunternehmens auf den Bau einer Eiſenbahn von Weſſel⸗ 
buren nach Büſum und für die Beſchaffung des erforderlichen Anlagekapitals 
durch Vermehrung des Aktienkapitals reſpektive durch Anleihen auszuüben. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Bad Gaſtein, den 19. Juli 1883. 


(L. S.) Wilhelm. 
Zugleich für den Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten: 
Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. 
v. Goßler. v. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. 
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Ausgegeben zu Berlin den 15. Auguſt 1883. 


(Nr. 8946.) Geſetz, betreffend das Staatsſchuldbuch. Vom 20. Juli 1883. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
8.1. 


Schuldverſchreibungen der vierprozentigen konſolidirten Anleihe können in 
Buchſchulden des Staats auf den Namen eines beſtimmten Gläubigers um- 
gewandelt werden. 

$. 2. 


Die Umwandlung erfolgt gegen Einlieferung zum Umlaufe brauchbarer 
Staatsſchuldverſchreibungen durch Eintragung in das bei der Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden zu führende Staatsſchuldbuch. 

In demſelben ſind auch die in dem Schuldverhältniſſe eintretenden Ver⸗ 
änderungen zu vermerken. 

Von dem Staatsſchuldbuche ift eine Abſchrift zu bilden und getrennt auf⸗ 
zubewahren. 

Ueber den Inhalt des Staatsſchuldbuchs darf nur dem eingetragenen 
Gläubiger, ſeinen geſetzlichen Vertretern, Bevollmächtigten und Rechtsnachfolgern 
von Todeswegen, ſowie bezüglich der im $. 4 unter Nr. 3 und 4 bezeichneten 
Gläubiger den zur Reviſion der Kaſſen derſelben berechtigten öffentlichen Behörden 
oder ſonſtigen Perſonen, letzteren aber nur, falls ihre Berechtigung zur Kaſſen⸗ 
reviſion durch eine Deutſche öffentliche Behörde beſcheinigt iſt, Auskunft ertheilt 
werden. 5 

$. 3. 


Die Eintragung einer Buchſchuld geſchieht auf Antrag des Inhabers und 
auf den Namen der in dem Antrage als Gläubiger bezeichneten Perſon. 


$. 4. 

Als Gläubiger können nur eingetragen werden: 

1) einzelne phyſiſche Perſonen, 

2) einzelne Handelsfirmen, 

3) einzelne eingetragene Genoſſenſchaften, einzelne eingeſchriebene Hülfs⸗ 
kaſſen und einzelne juriſtiſche Perſonen, welche im Gebiete des Deutſchen 
Reichs ihren Sitz haben, 

4) einzelne Vermögensmaſſen, wie Stiftungen, Anſtalten, Familienfidei⸗ 
kommiſſe, deren Verwaltung innerhalb des Gebiets des Deutſchen 
Reichs von einer öffentlichen Behörde oder unter deren Aufſicht 
geführt wird. 

ie Fe Gläubiger wird nicht mehr als ein Konto im Staatsſchuldbuch 
eröffnet. 


reren 
S 5 


JJC ⁵ðꝙVʒ⁊ a a 
a. ’ 3 N | a ER 
F. 5. 
Mit der Eintragung erlöſchen die Rechte des Inhabers an den eingelieferten 


Schuldverſchreibungen. 
Im Uebrigen finden die für die vierprozentige konſolidirte Anleihe geltenden 
Vorſchriften auf die eingetragene Forderung entſprechende Anwendung. 


$. 6. 


Eingetragene Forderungen können durch Zuſchreibung erhöht, ganz oder 
theilweiſe auf andere Konten übertragen und ganz oder theilweiſe gelöſcht werden. 

Theilübertragungen und Theillöſchungen find jedoch nur zuläffig, ſofern die 
Theilbeträge in Stücken von Schuldverſchreibungen der vierprozentigen konſolidirten 
Anleihe darſtellbar ſind. ‚ 

Im Falle gänzlicher oder theilweiſer Löſchung der eingetragenen Forderung 
erfolgt die Ausreichung von Schuldverſchreibungen der vierprozentigen konſolidirten 
Anleihe zu gleichem Nennwerthe, zu deren Anfertigung die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden hierdurch ermächtigt wird. 


9 7. 

Zur Stellung von Anträgen auf Uebertragung eingetragener Forderungen 
auf ein anderes Konto, auf Eintragung und auf Löſchung von Vermerken über 
Veränderungen im Schuldverhältniſſe ($. 2 Abſatz 2), ſowie auf Ausreichung von 
Staatsſchuldverſchreibungen gegen Löſchung der eingetragenen Forderung ſind nur A 
der eingetragene Gläubiger, feine geſetzlichen Vertreter und Bevollmächtigten, jr 
ſowie diejenigen Perſonen berechtigt, auf welche die eingetragene Forderung von ' 
Todeswegen übergegangen ift. Zur Stellung von Anträgen für eine Firma gilt 
für berechtigt, wer zur Zeichnung der Firma berechtigt iſt; zur Stellung von 
Anträgen für die im F. 4 Nr. 4 gedachten Vermögensmaſſen die daſelbſt genannte 
Behörde oder die von derſelben bezeichnete Perſon. 

Zur Löſchung von Vermerken zu Gunſten Dritter bedarf es der Zuſtimmung 
derſelben mit Ausnahme des im F. 14 gedachten Falles. i 

Verfügungen über eingetragene Forderungen, wie Abtretungen, Ver⸗ 
pfändungen erlangen dem Staate gegenüber nur durch die Eintragung Wirk— 
amkeit. 
. Eine Pfändung oder vorläufige Beſchlagnahme der eingetragenen Forderung 
im Wege der Zwangsvollſtreckung oder des Arreſtes, ſowie eine durch eine einft- 
weilige gerichtliche Verfügung angeordnete Beſchränkung des eingetragenen 
Gläubigers iſt von Amtswegen auf dem Konto zu vermerken, beziehentlich nach 
erfolgter Beſeitigung dieſer Anordnungen zu löſchen. Wird eine gepfändete 
Forderung an Zahlungsſtatt überwieſen, ſo iſt dieſelbe vorbehaltlich der Beſtim— 
mung im $. 16 Nr. 2 im Staatsſchuldbuche zu übertragen. 

Eine Prüfung der Gültigkeit der den Anträgen zu Grunde liegenden 
Rechtsgeſchäfte findet nicht ſtatt. 

(Nr. 8946.) 25* 


, Ein N ET A a Eu Er 0 SE 5 


— 122 


g. 8. 
Die Eintragungen erfolgen in derſelben Reihenfolge, in welcher die auf 
daſſelbe Konto bezüglichen Anträge bei der Hauptverwaltung der Staatsſchulden 


eingegangen ſind. 
§. 9. 


Ehefrauen und großjährige Perſonen unter väterlicher Gewalt werden zu 
Anträgen ohne Zuſtimmung des Ehemannes beziehungsweiſe Vaters zugelaſſen. 


$. 10. 


Zum Antrage auf Eintragung einer Forderung, ſowie auf gleichzeitigen 
Vermerk einer Beſchränkung des Gläubigers in Bezug auf Kapital oder Zinſen 
derſelben und zur gleichzeitigen Ertheilung einer Vollmacht genügt ſchriftliche Form. 

In allen anderen Fällen muß der Antrag gerichtlich oder notariell, oder 
von einem Konſul des Deutſchen Reichs aufgenommen oder beglaubigt ſein. 

Sind ſeit der Eintragung Aenderungen in der Perſon des Gläubigers 
(Verheirathung einer Frau, Aenderung des Gewerbes, Standes, Namens, Wohn⸗ 
orts) eingetreten, ſo kann verlangt werden, daß die Identität durch eine öffentliche 
Urkunde dargethan werde. 

. 


Der Antrag eines Taubſtummen, Blinden, Schreibunkundigen oder einer 
der deutſchen Sprache nicht mächtigen Perſon bedarf zu ſeiner Gültigkeit der für 
die Verträge ſolcher Perſonen vorgeſchriebenen Form. 


$. 12. 


a Rechtsnachfolger von Todeswegen haben ſich, ſofern ihre Berechtigung auf 
der geſetzlichen Erbfolge beruht, durch eine Beſcheinigung als Erben, ſofern die- 
ſelbe auf letztwilliger Verfügung beruht, durch eine Beſcheinigung darüber aus⸗ 
zuweiſen, daß ſie über die eingetragene Forderung zu verfügen befugt ſind. 

Zur Ausſtellung der vorgedachten Beſcheinigungen iſt dasjenige Gericht, bei 
welchem der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes ſeinen ordentlichen Gerichtsſtand 
hatte, und ſofern derſelbe im Deutſchen Reiche einen ſolchen nicht hatte, derjenige 
Konſul des Deutſchen Reichs, in deſſen Amtsbezirk der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes 
ſeinen Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt gehabt hat, falls dem Konſul von 
dem Reichskanzler die Ermächtigung zur Ausſtellung ſolcher Beſcheinigungen 
ertheilt iſt, und, in Ermangelung eines hiernach zuſtändigen Konſuls, ſowie im 
Falle der Ablehnung des zuſtändigen Deutſchen außerpreußiſchen Gerichts, das 
Amtsgericht I in Berlin zuſtändig. 


$. 13. 


Mehrere Erben haben zur Stellung von Anträgen und zur Empfangnahme 
von Schuldverſchreibungen eine einzelne Perſon zum Bevollmächtigten zu beſtellen. 
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$. 14. 


Vollmachten, ſowie die Genehmigungserklärungen dritter Perſonen, zu deren 
Gunſten der eingetragene Gläubiger in Bezug auf die Forderung oder deren Zins⸗ 
erträgniſſe durch einen Vermerk im Staatsſchuldbuche beſchränkt iſt, bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit derſelben Form, welche für die Anträge vorgeſchrieben iſt. Zum 
Widerruf einer Vollmacht genügt ſchriftliche Form. 

Zur Löſchung von perſönlichen unvererblichen Einſchränkungen des Gläubiger⸗ 
rechts oder des Verfügungsrechts, welche durch den Tod des Berechtigten erloſchen 
ſind, iſt nur die Beibringung des Todtenſcheines erforderlich; das Recht auf den 
Bezug rückſtändiger Leiſtungen wird hierdurch nicht berührt. 

Anträge und Urkunden öffentlicher Behörden bedürfen, wenn fie ordnungs⸗ 
mäßig unterſchrieben und unterſiegelt ſind, keiner Beglaubigung. 


$. 15. 


Ueber die Eintragung von Forderungen und Vermerken, ſowie über die 
verfügte Auslieferung von Schuldverſchreibungen an Stelle zur Löſchung gelangter 
Forderungen wird dem Antragſteller und, falls der Berechtigte ein Anderer iſt, 
auch dieſem eine Benachrichtigung ertheilt. 

Die Benachrichtigung gilt nicht als eine über die Forderung ausgeſtellte 
Verſchreibung. g 

$. 16. 


Von Amtswegen kann die Löſchung eingetragener Forderungen und die 
Hinterlegung der dagegen auszuliefernden Schuldverſchreibungen bei der Hinter⸗ 
legungsſtelle in Berlin auf Koſten des Gläubigers erfolgen: 

1) wenn die Eintragung von Verpfändungen oder ſonſtigen Verfügungs⸗ 

beſchränkungen beantragt wird 

2) wenn die Forderung ganz oder theilweiſe im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung oder des Arreſtes gepfändet oder wenn eine einſtweilige 
gerichtliche Verfügung über dieſelbe getroffen ift; 

3) wenn über das Vermögen des eingetragenen Gläubigers der Konkurs 
eröffnet worden ift; N 

4) wenn die Zinſen des eingetragenen Kapitals zehn Jahre hinter einander 
nicht abgehoben worden find; 

5) wenn glaubhaft bekannt geworden iſt, daß der Gläubiger vor länger 
als zehn Jahren verſtorben iſt und ein Rechtsnachfolger ſich nicht 
legitimirt hat. 

Die hinterlegten Schuldverſchreibungen treten in allen rechtlichen Beziehungen 

an die Stelle der gelöſchten Forderung. 
(Nr. 8946.) 
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Im Falle einer Kündigung der vierprozentigen konſolidirten Anleihe ſind 


die eingetragenen Gläubiger ſchriftlich zu benachrichtigen. Die Wirkſamkeit der 
Kündigung iſt jedoch von dieſer Benachrichtigung nicht abhängig. 


§. 18. 
Die Zahlung der Zinſen einer eingetragenen Forderung erfolgt mit recht⸗ 
licher Wirkung an denjenigen, welcher am zehnten Tage des dem Fälligkeits⸗ 
termine der Zinſen vorangehenden Monats eingetragener Berechtigter war. 


F. 19. 

Die Zinſen werden nur innerhalb des Deutſchen Reichs gezahlt, und zwar 
in der Zeit vom vierzehnten Tage vor bis zum achten Tage nach dem Fälligkeits⸗ 
termine durch eine öffentliche Kaſſe oder mittelſt Ueberſendung durch die Poſt oder 
auf ſonſtige vom Finanzminiſter zu beſtimmende Weiſe auf Gefahr und Koſten 
des Berechtigten. 

Kommt die Sendung als unbeſtellbar zurück, ſo unterbleiben weitere 
Sendungen, bis der Gläubiger die richtige Adreſſe angezeigt hat. 


§. 20. 

Aenderungen in der Perſon oder der Wohnung des Zinſenempfängers 
($. 10 Abſatz 3) werden nur berückſichtigt, wenn fie von demſelben ſchriftlich 
gemeldet werden. 

§. 21. 

An Gebühren werden erhoben: 

1) für die Umwandlung von Staatsſchuldverſchreibungen in Buchſchulden 
des Staats, ſowie für ſonſtige Eintragungen und Löſchungen, jede 
Einſchrift in das Staatsſchuldbuch beſonders gerechnet, 25 Pfennig von 
je angefangenen 1000 Mark des Betrages, über den verfügt wird, 
zuſammen mindeſtens 1 Mark; 

2) für die Ausreichung von Staatsſchuldverſchreibungen für je angefangene 
1000 Mark Kapitalbetrag 50 Pfennig, zuſammen mindeſtens 1 Mark. 
Vermerke über Bevollmächtigungen, ſowie über Aenderungen in der 
Perſon oder der Wohnung des eingetragenen Berechtigten ($. 10 Abſatz 3) 
ſind gebührenfrei. 

Die Gebühren werden von dem Antragſteller, ſoweit nöthig, im Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren eingezogen. Auch kann die Vorausbezahlung der Ger 
bühren gefordert werden. 

An Gebühren für die gerichtliche oder notarielle Beglaubigung der Anträge 
($. 10 Abſatz 2) find zu erheben: 

bei Beträgen bis 2 000 Mark: 1 Mark 50 Pfennig, 
bei Beträgen über 2 000 Mark: 3 Mark. 
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1 $. 22. 
Anträge auf Eintragung oder Löſchung von Forderungen und Vermerken, 


welche in dem, dem Fälligkeitstermine der Zinſen voraufgehenden Monate ein⸗ 
gereicht werden, ſind erſt nach Ablauf deſſelben zu erledigen. 


$. 23. 


Die Hauptverwaltung der Staatsſchulden iſt unbedingt verantwortlich 

1) dafür, daß die im Staatsſchuldbuche eingetragenen Forderungen und 
die noch umlaufenden Schuldverſchreibungen der vierprozentigen kon⸗ 
ſolidirten Anleihe zuſammen den geſetzlich feſtgeſtellten Betrag der letzteren 
nicht überjchreiten; 

2) für die Löſchung, Kaſſation und Aufbewahrung der behufs Eintragung 
der Forderung eingereichten Staatsſchuldverſchreibungen bis zur gänzlichen 
Vernichtung derſelben. 

Die Staatsſchuldenkommiſſion übt die fortlaufende Kontrole über dieſe 

Geſchäfte. 
$. 24. 

Das Vormundſchaftsgericht kann anordnen, daß die Eintragung der dem 
Mündel gehörigen Schuldverſchreibungen der vierprozentigen konſolidirten Anleihe 
auf den Namen deſſelben im Staatsſchuldbuche beantragt werde. 

Die Anordnung findet in den Fällen des F. 60 Abſatz 2 der Vormund⸗ 
ſchaftsordnung nicht ſtatt. 

§. 25. 

Der Zeitpunkt, mit welchem das gegenwärtige Geſetz in Kraft tritt, wird 
durch Königliche Verordnung beſtimmt. 

Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Gaſtein, den 20. Juli 1883. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. v. Goßler. 
v. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. 


(Nr. 8946.) 


— 126 —. 
Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſezes vom 10. April 1872 (Geſez⸗Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1) der Allerhöchſte Erlaß vom 9. Mai 1883, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Weißenfels bezüglich der zur 
Anlage einer Waſſerleitung erforderlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Merseburg Nr. 27 S. 209, ausgegeben den 7. Juli 
1883; 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 16. Mai 1883, betreffend die Genehmigung 
des zweiten Nachtrags zu dem Statute der Weſtpreußiſchen landſchaftlichen 
Darlehnskaſſe vom 9. Oktober 1876, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 26 S. 161, ausgegeben den 
30. Juni 1883, 

der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 26 S. 165, ausgegeben 
den 28. Juni 1883, 

der Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 26 S. 177, ausgegeben 
den 29. Juni 1883; 

3) der Allerhöchſte Erlaß vom 19. Mai 1883, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Kreis Gersfeld bezüglich der zum Ausbau des 
als Diſtriktsſtraße in den Landwegebauverband aufgenommenen, von 
Gersfeld bis zur Landesgrenze in der Richtung auf Oberweißenbrunn 
führenden Weges erforderlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Caſſel Nr. 32 S. 140, ausgegeben den 18. Juli 1883, 


4) der Allerhöchſte Erlaß vom 4. Juni 1883, betreffend die Genehmigung 
einer Abänderung des revidirten Statuts für den Nuthe- Schauverband 
vom 8. Oktober 1873, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Potsdam Nr. 28 S. 238, ausgegeben den 13. Juli 1883; 


5) der Allerhöchſte Erlaß vom 6. Juni 1883, betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes der von dem Kreiſe Heiligenbeil auf Grund des Aller⸗ 
höchſten Privilegiums vom 27. Juli 1874 aufgenommenen Anleihe von 
vier und einhalb auf vier Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Königsberg Nr. 27 S. 153, ausgegeben den 5. Juli 1883; 

6) das Allerhöchſte Privilegium vom 20. Juni 1883 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreisanleiheſcheine des Kreiſes Pinneberg im 
Betrage von 845 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Schleswig Nr. 36 S. 419 bis 421, ausgegeben den 21. Juli 1883. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


